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Bei der Prüfung der Kausalität ist daher immer zu 
analysieren, ob und inwieweit existierende Pflichtverlet­
zungen das Entstehen von Schäden bewirkten oder ob dies 
gar nicht mehr möglich war, weil andere Pflichtverletzun­
gen bereits den Schadenseintritt bewirkt hatten. Auch 
z u f ä l l i g  wirkende Faktoren können nur dann als zur 
Pflichtverletzung gehörend (strafrechtlich erhebliche Kau­
salität begründen) gewertet werden, wenn sie tatsächlich 
bei verantwortungsbewußtem Verhalten einkalkulierbar 
und nicht ohne jeden inneren Bezug zu den Pflichten und 
bestimmten Verletzungen dieser Pflichten waren.

Kausalitätsprüfung und Tatbestandsmäßigkeit 
eingetretener Folgen

Der Tatbestand bildet bekanntlich den Rahmen und die 
Grenze strafrechtlicher Verantwortlichkeit. Das bedeutet 
aus der Sicht der Kausalitätsprüfung, daß zwischen der 
Pflichtverletzung und den eingetretenen Folgen, die vom 
konkreten Tatbestand erfaßt sind, ein Ursache-Wirkungs- 
Verhältnis bestehen muß. Es geht also nicht um irgend­
welche Folgen, die infolge irgendwelcher Pflichtverletzun­
gen eingetreten sind. Es geht auch nicht darum, bestimmte 
Pflichtverletzungen zu konstatieren, die zu bestimmten 
Folgen geführt haben, die jedoch im entsprechenden Tat­
bestand nicht erfaßt sind. Die Tatbestandsmäßigkeit ist 
gerade auch im Hinblick auf Art und Umfang der ein­
getretenen Folgen sehr exakt zu prüfen und nachzuwei­
sen.

Wie wichtig die Prüfung der Tatbestandsmäßigkeit der 
Folgen bei Gefährdung der Brandsicherheit (§ 187 StGB) 
und bei fahrlässiger Verursachung eines Brandes (§ 188 
StGB) ist, zeigt sich an folgendem Beispiel: Ein Lehrfach­
arbeiter ließ entgegen der gesetzlichen Vorschrift einen 
Lehrling ohne Aufsicht Schneidearbeiten ausführen. Dabei 
fielen Funken in eine darunter liegende Etage und verur­
sachten einen Brand. Der Lehrfacharbeiter wurde unrich­
tigerweise gemäß § 187 StGB wegen Gefährdung der Brand­
sicherheit verurteilt. Das Gericht war davon ausgegangen, 
daß der Täter nur eine Gefährdungssituation geschaffen 
hatte. Aus dem Sachverhalt ist jedoch eindeutig ersichtlich, 
daß bereits ein Brand entstanden war, der erheblichen 
Schaden verursacht hatte. Zu prüfen war daher die Kausa­
lität zwischen strafrechtlich relevanter Ursache (Pflicht­
verletzung des Lehrfacharbeiters) und den Folgen (Brand 
und nicht nur die Gefährdung der Brandsicherheit). Inner­
halb dieses Rahmens wären die Verantwortungsbeziehun­
gen zu prüfen, die Verantwortungsinhalte des Lehrfach­
arbeiters und des Lehrlings zu analysieren und Feststel­
lungen zu treffen gewesen, die den gesamten Prozeß be­
trafen.

*

Wesentlicher Bezugspunkt für die Prüfung strafrechtlicher 
Kausalität und Schuld ist die konsequente Beachtung der 
unterschiedlichen Verantwortungsbeziehungen und der 
differenzierten Verantwortungsinhalte, die sich aus dem 
Aufgabenbereich, der Stellung und Funktion des Werk­
tätigen im Produktionsprozeß ergeben und die in der kon­
kreten Handlungssituation als Rechte und Pflichten in 
differenzierter Form die Qualität des Handelns grund­
legend bestimmen.

Das setzt voraus, daß in der gesamten Leitungspyra­
mide die Aufgaben des Gesundheits- und Arbeitsschutzes 
in Einheit mit den Produktionsaufgaben verantwortungs­
voll wahrgenommen werden. Notwendige Entscheidungen 
müssen hier rechtzeitig und an der Stelle getroffen wer- 13 
den, wo sie inhaltlich tatsächlich gelöst werden können.
Das schließt auch ein, daß zeitweilig erforderliche Impro- 14 
visationen, vorübergehendes Akzeptieren von Zwischen- 15 
lösungen, die mit Gefahren verbunden sind, nicht nach 
unten „abgeschoben“, sondern im Verantwortungsbereich

der Leiter und Leitungen verantwortungsvoll gelöst wer­
den müssen. Nur auf dieser Grundlage kann Verantwor­
tung umfassend wahrgenommen werden, können über­
tragene Pflichten real erfüllt werden. Bei der Prüfung und 
Feststellung strafrechtlicher Kausalität und Schuld sind 
folgende Problembereiche sorgfältig zu analysieren:

1. Die objektiven Pflichtverletzuilgen des Täters und 
der konkrete Bezug zu den aus ihnen entstandenen Fol­
gen sind exakt herauszuarbeiten und den Entscheidungen 
zugunde zu legen. Ausgehend vom Verantwortungsbereich 
und den Pflichten des Handelnden sind das real zu for­
dernde und zu bewältigende Ausmaß an Aktivitäten, die 
als Pflichterfüllung zu werten sind, bzw. Kriterien, die 
das Pflichtverletzende des Verhaltens ausmachen, abzu­
leiten. Die Rechtspflichtverletzungen sind stets unter Be­
rücksichtigung ihrer zeitlichen und räumlichen Bedingun­
gen zu sehen und zu werten.

2. Beim Vorhandensein mehrerer Verantwortlicher muß 
deren Verantwortlichkeit differenziert geprüft werden. 
Dabei ist die Frage zu beantworten, ob und inwieweit jede 
Pflichtverletzung für sich bzw. deren Zusammenwirken 
zum schädigenden Resultat geführt haben. Sofern ver­
schiedene Personen nebeneinander Rechtspflichten verlet­
zen, die erst in ihrem Zusammenwirken die tatbestands­
mäßigen Folgen hervorgebracht haben (Mitverursachung), 
ist differenziert der Anteil ihrer Verantwortungslosigkeit 
herauszuarbeiten und in den Entscheidungen der Nach­
weis zu führen, durch welches Handeln welcher Beteiligte 
welches Ergebnis mit welchem negativen sozialen Gehalt 
herbeigeführt hat. Sofern eklatante Versäumnisse im Lei­
tungsbereich festzustellen sind, muß deren Wirksamkeit 
bei der Folgenverursachung exakt geprüft und ggf. in die 
Festlegung des Rahmens der Verantwortlichkeit — aus­
gehend von den Verantwortungsbeziehungen — mit ein­
geordnet werden.

3. Der Kompliziertheit bestimmter Probleme im Pro­
duktionsgeschehen muß bei der Pflichtenprüfung stärker 
Rechnung getragen werden. Dabei kommt den konkreten 
Handlungsbedingungen eine besondere Bedeutung zu. Erst 
wenn die Pflichtverletzung im Zusammenhang mit den 
realen Möglichkeiten zu gesellschaftsmäßigem Handeln 
(§ 5 StGB) geprüft wird, stehen die realen Verantwor­
tungsbeziehungen im Mittelpunkt von Kausalitäts- und 
Schuldprüfungen. Es .geht stets darum, an die Verantwor­
tung des Menschen anzuknüpfen, seine Stellung in der 
Gesellschaft zur Grundlage zu nehmen und von daher 
Objektives und Subjektives in seinem dialektischen Zu­
sammenwirken zu beachten. 1 2 3 4 5 6 7
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